
MSchG in der letzten Fassung vom 15. 12. 191/2 nicht 
nur -— mit geringfügigen Ausnahmen — sämtliche 
Mieträumungssachen, sondern auch Räumungsprozesse 
auf Grund von Pachtverhältnissen über Räume und ge­
werblich genutzte unbebaute Grundstücke (§ 36). Für 
die überwältigende Mehrzahl aller Räumungssachen 
also ist die Neufassung des § 10 Abs. 1 GKG bedeu­
tungslos, da in diesen Sachen die — im wesentlichen 
gleichlautende — Sonderregelung des § 13 Abs. 1/ MSchG 
vorgeht. Hiernach verbleibt als einziger wirtschaftlich 
bedeutungsvoller Anwendungsfall des § 10 Abs. 1 Satz 2 
GKG die Klage auf Räumung eines v e r p a c h t e t e n  
landwirtschaftlichen Grundstücks; um ein solches han­
delt es sich auch bei dem hier in Rede stehenden Be­
schluß des OLG Halle.

Ein derartiger Prozeß aber geht in einem ganz an­
deren Maße, als eine Mietsaufhebungsklage, an die 
Wurzeln der wirtschaftlichen Existenz der Parteien. 
Für den Pächter handelt es sich ja nicht nur um den 
Besitz der Wohnung auf dem Pachtgrundstück, sondern 
um die Frage der Aufgabe seiner ganzen Lebensgrund­
lage und womöglich um den Verlust seines Vermögens, 
das er in das Pachtobjekt gesteckt hat; und auch für den 
Verpächter ist, im Gegensatz zum Vermieter einer 
Wohnung, oft genug der Zins für dieses Objekt eine 
Lebensfrage. Stehen aber solche Interessen auf dem 
Spiele, so kommt es für die Parteien nicht in erster 
Linie darauf an, Prozeßkosten zu sparen, sondern 
darauf, das Verfahren mit den größtmöglichen Rechts­
garantien zur Verfügung zu haben. Da nun praktisch 
der Unterschied zwischen der alten und der neuen 
Fassung des § 10 Abs. 1 GKG in der Mehrzahl der Fälle 
darauf hinausläuft, daß nach jener der Prozeß in letzter 
Instanz vom OLG entschieden wird, nach der neuen 
Fassung aber vom LG, so kann die Schlußfolgerung 
nicht zweifelhaft sein: die Neufassung des Gesetzes vom 
20. 7. 1933 entspricht nicht den Interessen der Parteien. 
Nicht nur das: es entspricht auch nicht einer demokra­
tischen Rechtsauffassung, einen Prozeß, bei dem es für 
die Parteien häufig um Sein oder Nichtsein geht, wie 
eine Bagatellsache zu behandeln und sie von den 
gleichen Instanzen entscheiden zu lassen, wie den 
Prozeß auf Zahlung des Kaufpreises von 120 RM für 
einen Schubkarren. Das Bewußtsein dieser Inkongruenz 
war es offenbar auch, das den Nazigesetzgeber daran 
hinderte, die für seine Sönderzwecke vorübergehend be­
nötigte Vorschrift zu einer Dauerregelung zu machen.

Das Ergebnis, zu dem ich gelange, ist, daß der Auf­
fassung des OLG Halle n i c h t  beigetreten werden 
kann: Das Gesetz vom, 20. 7. 1933 ist einschl. des Art. 2 
eine Ausgeburt nazistischer Kampfmethoden; es dient, 
auch abgesehen vom ursprünglichen Motiv, dem wohl­
verstandenen Interesse der Parteien ebensowenig, wie 
es unserer Auffassung vom Recht entspricht. Es sollte 
daher nicht mehr angewandt werden.

Vortr. Rat Dr. Nathan

Strafrecht
§ 3a der PreisstrafrechtsVO.

Begriff und Behandlung des Mehrerlöses im Sinne 
des § 3a der PreisstrafrechtsVO in der Fassung vom

26. 10. 1944 (BGBl. I S. 261).

OLG Gera, Urteil v. 16. 7. 47 — 1 Ss 101/47.
Auch die Ausführungen zur Preisstrafrechtsverord­

nung lassen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Dies 
gilt namentlich für die von der Revision beanstandete 
Begriffsbestimmung des Mehrerlöses als des Unter­
schiedes zwischen dem zulässigen und dem erzielten Ver­
kaufspreis. Mit Recht lehnt es die Kammer ab, von dem 
tatsächlich erzielten Gewinn auszugehn, weil dies — bei 
Kauf zu Überpreisen — die rechtliche Sanktionierung 
einer strafbaren Handlung bedeuten würde. Das frühere 
Reichsgericht hat in einem Urteil vom 8. 6. 1944 (DR 44, 
905) bereits ausgeführt, daß es für die Feststellung des 
Mehrerlöses nicht darauf ankommt, ob der Verkäufer, 
der durch eine nach § 1 Preisstrafrechtsverordnung 
strafbare Handlung unzulässig hohe Preise genommen 
hat, dabei auch einen Gewinn erzielt oder ob er etwa 
die Ware ohne Gewinn zu seinem (unzulässig hohen)

Einkaufspreis abgegeben hat; ferner, daß es ohne Be­
lang ist, ob der Mehrerlös im Zeitpunkt des Urteils noch 
vorhanden ist (so auch RGSt. 76, 300, 302). Es sei des­
halb auch bedeutungslos, wenn der Täter durch den un­
zulässigen Mehrerlös nur den Aufwand habe ausgleichen 
wollen, den er selbst durch den Erwerb der Waren zum 
gleichen Überpreise gehabt habe.

An dieser Rechtsprechung ist auch nach der Neu­
fassung der PreisstrafrechtsVO im Jahre 1944 und unter 
den heutigen Verhältnissen festzuhalten, da sie allein 
den Zwecken des Gesetzes, das Preisgefüge und die 
Preisbildung im Sinne der staatlichen Wirtschafts­
ordnung zu sichern, entspricht. Diese Zwecksetzung 
kommt auch in dem Urteil des RG vom 9.7. 1943 
(RGSt. 77, 145, 147) zu klarem Ausdruck. Hier wird 
ebenfalls rechtsgrundsätzlich festgestellt, daß bei 
Kettenhandel der ganze Unterschiedsbetrag zwischen 
dem zulässigen und dem erzielten Preis der Abführung 
unterliegt, weil der Strafrichter nur auf diese Weise in 
der Verbindung mit der Strafe wirksam Geschäfte 
unterbinden kann, die zu verbotenen Preisen geschlossen 
werden.

Verfehlt ist ferner die Meinung der Revision, der Ge­
winn aus den verbotswidrigen Geschäften sei eben 
wegen seiner Unzulässigkeit und wegen der gesetzlichen 
Abführungspflicht nicht steuerpflichtig. Es entspricht 
feststehender Rechtsprechung, daß die Unsittlichkeit 
des Erwerbs nicht die Entstehung der Steuerpflicht ver­
hindert. Der gegenteilige Standpunkt bedeutet, ein 
Steuerprivileg für Schieber und Schwarzhändler gegen­
über dem redlichen Geschäftsmann in Anspruch 
nehmen. Und daß der Mehrerlös abzuführen ist, also 
aus dem Vermögen der Angeklagten wieder auszuschei­
den hat, steht der Feststellung, daß ein steuerpflichtiger 
Vorgang entstanden ist, nicht entgegen. Ob ein tatsäch­
lich im Zeitpunkt der Steuererklärung bereits ab­
geführter Mehrerlös bei der Einkommenberechnung 
steuerlich abgesetzt werden Kann, ist eine andere Frage, 
die hier nicht zu entscheiden ist.

Endlich ist auch in der Strafzumessung des angefoch­
tenen Urteils kein RechtsirHum ersichtlich. Auch hier­
zu sind die bereits in RGSt 76, 302 festgestellten Grund­
sätze nach wie vor heranzuziehen. Danach steht es ins­
besondere der Anwendung des § 27 c Abs. 2 StGB nicht 
entgegen, daß der Mehrerlös abzuführen ist, also aus 
dem Vermögen der Angeklagten wieder ausscheidet. 
Daß ferner die Einziehung des Mehrerlöses und die 
Geldstrafe wegen Steuerhinterziehung selbständig 
nebeneinander erkannt worden sind, rechtfertigt sich 
schon daraus, daß der Einziehung jedenfalls seit der 
Neufassung der Pr eisstraf rechts Verordnung im Jahre 
1944 keine St’rafnatur mehr zukommt.

Zum Kontrollratsgesetz Nr. 10.

Dem Begriff der Teilnahme Im Sinne des Kontroli- 
ratsgesetzes Nr. 10 sind nicht die Bestimmungen des 
Deutschen Strafgesetzbuches §§ 47 ff. zugrunde zu 
legen.

OLG Schwerin, Urteil v. 14. 7. 47 — Ss 47/47.♦
Das Landgericht sagt deutlich, welche Begehungs­

form des Verbrechens gegen die Menschlichkeit es als 
gegeben ansieht, nämlich den Artikel II, 2 c in Verbin­
dung mit Art. II 1 c, daß nämlich der Angeklagte durch 
Zustimmung an der vor seinen Augen begangenen Un­
menschlichkeit, Mißhandlung eines Verhafteten, tell- 
genommen hat. Die Revision irrt, wenn sie dem Begriff 
der Teilnahme die Bestimmungen des Deutschen Straf­
gesetzbuches §§ 47 ff. zugrundelegen will.

Kontrollratsgesetz Nr. 10 faßt den Begriff der Teil­
nahme viel weiter. In Art. II d ist jeder Zusammenhang 
mit Planung oder Ausführung, in Ziffer e jede Zuge­
hörigkeit zu einer mit der Ausführung im Zusammen­
hang stehenden Vereinigung als Begehungsform auf­
gestellt. Daraus ergibt sich, daß das Kontrollratsgesetz 
nicht nur den unmittelbaren Täter und Teilnehmer im 
Sinne des Deutschen Strafgesetzbuches treffen, sondern 
die Unmenschlichkeit bis in ihre Wurzeln verfolgen 
will. Überall, wo im Zusammenhang mit einem Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit der Untergrund, aus
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